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Die Bundesvereinigung Lebenshilfe setzt sich seit über 60 Jahren als 
Selbsthilfevereinigung, Eltern- und Fachverband für Menschen mit geistiger 
Behinderung und ihre Familien ein. In fast 500 Orts- und Kreisvereinigungen, 16 
Landesverbänden und rund 4.500 Diensten und Einrichtungen der Lebenshilfe sind 
knapp 120.000 Mitglieder aktiv. Die Ziele der Lebenshilfe sind umfassende Teilhabe 
und Inklusion sowie die Umsetzung der Behindertenrechtskonvention der Vereinten 
Nationen in Deutschland. 
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Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. bedankt sich für die Möglichkeit, zu dem 
Verordnungsentwurf Stellung nehmen zu dürfen. Wir weisen auf Folgendes hin:  
 

Pflicht zur ausgewogenen Mitgliederstruktur beibehalten 

 
Derzeit sieht § 5 Abs. 1 Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung (BITV) 2.0 vor, 
dass in dem Ausschuss für barrierefreie Informationstechnik fachkundige 
Vertreterinnen und Vertreter der Bundes- und der Landes-Überwachungsstellen, aus 
Verbänden von Menschen mit Behinderungen, aus der Wirtschaft und weitere 
fachkundige Personen, insbesondere der Wissenschaft sowie öffentlicher Stellen, in 
angemessener Zahl vertreten sein sollen. Der Hinweis, dass die jeweiligen 
Interessenvereinigungen in angemessener Zahl vertreten sein sollen, soll in der 
Neufassung gestrichen werden. In der Verordnungsbegründung heißt es hierzu auf S. 
7: „Zudem zeigte sich in der Praxis des Ausschusses, dass eine Regelung zur 
angemessenen Anzahl der fachkundigen Vertreterinnen und Vertreter im Ausschuss 
nicht zielführend ist, (…)“. 
 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. sieht die Streichung kritisch. Die Vorgabe, 
dass die jeweiligen Interessenvertretungen in angemessener Zahl vertreten sein 
müssen, impliziert, dass auf eine ausgewogene Mitgliederstruktur geachtet werden 
muss. Dies scheint sinnvoll, damit die Anliegen der unterschiedlichen 
Interessenvertretungen auch gleichmäßig gewichtet werden können und 
sichergestellt wird, dass der Ausschuss über ein breit gefächertes Wissen verfügt. 
Sollte die Vorgabe in der Praxis aufgrund ihrer Unbestimmtheit nicht praktikabel sein, 
so sollte sie näher ausgestaltet und nicht einfach gestrichen werden. Denkbar wäre 
etwa, dass konkrete Zahlenvorgaben zur gleichmäßigen Verteilung der Sitze des 
Ausschusses in der BITV 2.0 vorgegeben werden. 
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